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Einfihrung in das Europarecht

1. Teil: Einfiihrung in das Europarecht

1. Abschnitt: Examensrelevanz und Begriffsbestimmung

Sie werden es im Rahmen des Studiums oder lhrer Examensvorbereitung sicherlich ver-
nommen haben: Das Europarecht erweist sich im Examen inzwischen groBter Beliebt-
heit - zumindest bei den Justizprifungsamtern! Sogar rein europarechtliche Klausu-
rensind in den Examensdurchgdngen immer wieder anzutreffen. Die gute Nachricht: Es
ist bei Weitem nicht das ganze Europarecht examensrelevant und die Klausuren be-
schranken sich auf gut lernbare, immer wiederkehrende Teilbereiche. Auflerdem
sind Ihnen viele Grundstrukturen, die Sie fiir das Verstandnis des Europarechts benéti-
gen, ohnehin schon bekannt, auch wenn Sie sich noch nie mit Europarecht beschaftigt
haben. Mit Transferleistungen aus schon bekannten Rechtsgebieten lasst sich fiir das
Europarecht viel erreichen, aber dazu spater mehr. Wir geben lhnen ein Versprechen:
Das Europarecht ist nicht so kompliziert, wie Sie vielleicht denken!

Bevor wir mit diesem Skript Beweis antreten, miissen wir den Begriff ,,Europarecht”
kldren. Mit diesem Begriff wird in seinem weitesten Begriffsverstandnis das Recht der
européischen internationalen Organisationen bezeichnet.! Innerhalb dieser Organisatio-
nen arbeiten die européischen Staaten auf der Grundlage von (volkerrechtlichen) Ver-
trdgen in unterschiedlicher Zusammensetzung an unterschiedlichen Themen. Eine Or-
ganisation sticht hierbei heraus: die Europaische Union. Deshalb wird unterschieden:

B Europarecht im engeren Sinne sind alle Vorschriften, welche die Europdische
Union, ihre Organe und Institutionen betreffen oder von diesen erlassen wurden.

m Das Europarecht im weiteren Sinne umfasst alle Vorschriften, welche die institutio-
nalisierte Zusammenarbeit europdischer Staaten auBerhalb der Union betreffen.

Beispiele: Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), Europarat

Wenn in diesem Skript von ,Europarecht” die Rede ist, ist ausschlieB8lich das Europarecht
im engeren Sinne gemeint. Auch wenn diese Zuordnung zunéachst eindeutig erscheint,
ergeben sich Uberschneidungen und Verbindungen: Nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EUV soll die
Union der Europaischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK) beitreten.

Das Europarechtim engeren Sinne lasst sich wiederum in zwei Kategorien unterteilen:

B Zum Primérrecht gehoren die Griindungsvertrdge der Europdischen Union - der
Vertrag iiber die Europaische Union (EUV) und der Vertrag iiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union (AEUV) - sowie die Charta der Grundrechte der Euro-
paischen Union (GrCh) und die vom Gerichtshof der Europdischen Union aus diesen
abgeleiteten allgemeinen Rechtsgrundsatze.

B Als europaisches Sekundarrecht wird das von den Organen der EU geschaffene
Recht bezeichnet, das nach Art. 288 AEUV als Verordnung, Richtlinie, Beschluss, Emp-
fehlung oder Stellungnahme in Erscheinung treten kann.

1 StreinzRn. 1; Herdegen § 1 Rn. 1.
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Einflihrung in das Europarecht

Auch das deutsche Grundgesetz diirfen Sie in diesem Zusammenhang nicht aus den
Augen verlieren: Bereits die Prdambel verweist auf den europaischen Einigungsprozess
und die aktive Mitwirkung Deutschlands hieran. Durch Art. 23 GG wird dies naher aus-
gestaltet; Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG ermichtigt gar zur Ubertragung von Hoheitsrechten auf
die Europaische Union.

2. Abschnitt: Historie der Europaischen Union

Bevor wir uns inhaltlich dem Recht der Europdischen Union auseinandersetzen, noch ei-
nige, aber auch nur grundlegende geschichtliche Fakten zur EU. Diese helfen Ihnen
beim Verstidndnis einzelner Regelungen und begegnen Ihnen gern als Zusatzfragen
in der Examensklausur oder auch im Rahmen der miindlichen Priifung. Genau diese
Situation werden wir zur Ubung auf den folgenden Seiten simulieren.

A. Griindung und Expansion der Europaischen Union

Erste Bestrebungen, auf dem europdischen Kontinent staateniibergreifend zusammen
zu arbeiten, lassen sich bereits unmittelbar nach dem Ende des zweiten Weltkriegs er-
kennen. Angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen und sozialen Lage in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit rief der damalige britische Premierminister Winston Churchill in
einer Rede am 19.09.1946 dazu auf, die ,europaische Volkerfamilie” zu erneuern und
regte dazu die Griindung einer Art ,Vereinigter Staaten von Europa” an.?

I. Europdische Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl (EGKS)

Klausur-Zusatzfrage: Welche Organisation wurde als erster Vorlaufer der Europai-
schen Union gegriindet? Welche Staaten nahmen teil?

Die erste institutionalisierte Zusammenarbeit europaischer Staaten fand in der Euro-
paischen Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl (EGKS) statt. Sie geht zuriick auf den sog.
Monnet- bzw. Schuman-Plan, der von dem damaligen franzésischen AuBenminister
Robert Schuman und seinem Mitarbeiter Jean Monnet entwickelt und im Rahmen einer
Regierungserkldrung am 09.05.1950 veroffentlicht wurde. Ankniipfungspunkt fur die
Erklarung war der Umstand, dass vorherige europaische Einigungsbemiihungen oft-
mals an uniiberwindbaren Gegensatzen zwischen Frankreich und Deutschland schei-
terten, die wiederum auf den Bedingungen des Versailler Vertrags und den spateren Kri-
sen in den Kohle- und Stahlregionen beruhten. Genau diese Hindernisse sollten besei-
tigt werden, indem die Schliissel- und Ristungsindustrien Kohle und Stahl in einer von
den Einzelstaaten unabhdngigen supranationalen Organisation zusammengelegt und
der Kontrolle eines unabhangigen Organs der Gemeinschaft unterstellt wurden.

Dieser Plan wurde am 18.04.1951 mit dem Pariser Vertrag durch die Griindung der
EGKS umgesetzt, die auch als Montanunion bezeichnet wurde. Griindungsmitglieder

2 Vgl. Auszug bei Oppermann/Classen/Nettesheim § 1 Rn. 13.



Zusammenfassende Ubersicht

Organe der EU (Organkompetenz)

Keine Gewaltenteilung, aber Grundsatz des institutionellen Gleichgewichts der Or-
gane: Jedes Organ bt seine Befugnisse unter Beachtung der Befugnisse der anderen
Organe aus, VerstoBe konnen durch den Gerichtshof geahndet werden.

Numerus clausus der Unionsorgane, Art. 13 EUV

Europadisches
Parlament

Sitz: StraBburg (Hauptsitz), Luxemburg (Verwaltungssitz), Brissel (Aus-
schusssitz)

Zusammensetzung und Wahl

= Maximal 750 Abgeordnete zzgl. Prasident (derzeit: 720), Verteilung
auf Mitgliedstaaten nach dem Prinzip degressiver Proportionalitat

= Sog. Europawahl alle funf Jahre

= Wahlgrundsatze, Art. 14 Abs. 3 EUV

Aufgaben

Hauptrechtsetzungsorgan (mit Rat)

= Haushaltsbehorde (mit Rat)

= Wahl des Parlaments- und Kommissionsprasidenten
= Kontrolle der Kommission

Europaischer
Rat

Sitz: Briissel

Zusammensetzung (keine Wahl, Mitgliedschaft qua Amt)

= Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten

m Prasident des Europdischen Rates

= Prasident der Kommission

m Hoher Vertreter der AuBen- und Sicherheitspolitik (nur Teilnahmerecht!)

Aufgaben

= Politische Gesamtleitung der Union, Festlegung der allgemeinen
politischen Zielvorstellungen und Prioritaten

Vertragsanderungen im vereinfachten Verfahren

Mitwirkung bei personalpolitischen Entscheidungen (Nominierungen)
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik

Politische Revisionsinstanz

Rat

Sitz: Briissel (Hauptsitz), Luxemburg (Nebensitz)

Zusammensetzung (keine Wahl, Mitgliedschaft qua Amt)
= Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten auf Ministerebene
= Vertretung durch Staatssekretdre moglich (Gewohnheitsrecht)

Aufgaben

= Hauptrechtsetzungsorgan (mit Europdischem Parlament)
= Mitwirkung am Beitritt zur Union

= Haushaltsbehorde (mit Europdischem Parlament)

= Einfluss auf das auswartige Handeln der Union

2. Abschnitt

1



2. Teil Zusammenfassende Ubersicht

I
Organe der EU (Organkompetenz) - Fortsetzung

Kommission m Sitz: Briissel

= Zusammensetzung und Wahl
= Prasident der Kommission, Hoher Vertreter der Au3en- und Sicher-
heitspolitik und 25 weitere Kommissare
= Prasident: Wahl durch Europdisches Parlament auf Vorschlag des
Europadischen Rates
= Kommissare: Wahl durch Europdisches Parlament auf Vorschlag des
Rates und des Prdsidenten der Kommission

= Aufgaben
= Exekutiv- und Verwaltungsfunktion
= Initiativmonopol hinsichtlich der Rechtsetzung der Union
m Wachterfunktion hinsichtlich der Einhaltung des Unionsrechts
= AuBenvertretung der Union (soweit nicht Au3en- und Sicherheits-
politik betroffen

Europaische = Sitz: Frankfurt a.M.

Zentralbank = Zusammensetzung
= Rat der Europdischen Zentralbank
= Direktorium

= Aufgaben
= Unabhéangige Ausiibung der Wahrungspolitik

Rechnungshof | = Sitz: Luxemburg

= Zusammensetzung
= Ein Mitglied pro Mitgliedstaat

= Aufgaben
= Rechnungsprifung
» Uberwachung der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung

Gerichtshof der Europdischen Union: im 4. Teil zum Prozessrecht!
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2. Allerdings beruht § 5 Abs. 1 Nr. 1 TabakerzG nicht auf einem autonomen Beschluss
des deutschen Gesetzgebers, sondern vielmehr auf einer EU-Richtlinie. Diese umzu-
setzen ist der deutsche Gesetzgeber nach Art. 288 Abs. 3 AEUV verpflichtet. Handelt es
sich — wie hier — um unionsrechtliche Vorgaben, die ohne Gestaltungsspielraum fiir den
mitgliedstaatlichen Gesetzgeber in nationales Recht transformiert werden missen,
wirde die Prifung der deutschen Vorschriften mittelbar zu einer Priifung der unions-
rechtlichen Vorgaben anhand des Grundgesetzes fiihren.?%® Fiir Verfassungsbe-
schwerden gegen innerstaatliche Rechtsvorschriften, die zwingende Vorgaben in
deutsches Recht umsetzen und damit als verbindliches Fachrecht der Union angese-
hen werden kénnen, kann damit nichts anderes gelten wie flr Verfassungsbeschwer-
den, die unmittelbar gegen Unionsrechtsakte gerichtet sind.?®* Sie sind grundsitzlich
unzulassig.

3. Anhaltspunkte dafiir, dass der Schutz der Unionsgrundrechte in diesem Kontext dem
Grundrechtsschutz des Grundgesetzes nicht gleichzuachten ist, ergeben sich nicht.
Art. 16 GRCh gewahrleistet die unternehmerische Freiheit in einer Art und Weise, die der
Auslegung des Art. 12 Abs. 1 GG in Form der Wettbewerbsfreiheit entspricht.

Ergebnis: Die Verfassungsbeschwerde ist unzulassig.

Fall 4: Rechtsschutz gegen die Anwendung unionsrechtlich gepragten Rechts

B gab dem N-Rundfunk ein Interview zu einem kontrovers diskutierten Thema. Das
zu dem Interview hergestellte Transkript stellte der N-Rundfunk in seinem Online-
Portal ein. Dort war das Skript mit gangigen Internetsuchmaschinen fiir jedermann
auffind- und abrufbar. Sechs Jahre nach dem Interview stellt B fest, dass das Tran-
skript immer noch abrufbar ist. Um nicht mehr mit dem Thema in Verbindung ge-
bracht zu werden, verlangt sie von Suchmaschinenbetreiber G die Loschung der Ver-
linkung, was dieser jedoch ablehnt. Daraufhin erhebt B Klage gegen G vor dem zu-
standigen Zivilgericht. Ihre Klage stitzt sie auf § 35 Abs. 2 S. 2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), der die Loschung personenbezogener Daten unter den dort
genannten Voraussetzungen vorsieht. Die Vorschrift geht zurlick auf die Richtlinie
95/46/EG zum Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten (sog. Datenschutzrichtlinie). Die Richtlinie enthalt grundsatzlich eine zwin-
gende Vorgabe fir Léschungsanspriiche naturlicher Personen, die in § 35 Abs. 2 S. 2
BDSG ordnungsgemall umgesetzt wurde. In Art. 9 der Datenschutzrichtlinie ist ein
begrenzter Gestaltungsspielraum fiir die nationalen Gesetzgeber vorgesehen, wo-
nach u.a. fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten zu journalistischen Zwe-
cken Ausnahmen vorgesehen werden kdnnen. Nachdem ihre Klage in allen Instan-
zen abgewiesen worden ist, erhebt B fristgerecht schriftlich Verfassungsbeschwerde,

263 Payandeh JuS 2020, 1226, 1227.

264 BVerfG, Beschl.v. 08.09.2020 - 1 BvR 895/16, BeckRS 2020, 26957 Rn. 24; NVwWZ-RR 2020, 569, 570 Rn. 65; Britz NJW 2021,
1489, 1490.



Verhdltnis zum mitgliedstaatlichen Recht 3. Abschnitt

die sie auf eine Verletzung ihres allgemeinen Personlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG stiitzt. Ist die Verfassungsbeschwerde zuldssig?

Bearbeitungsvermerk: Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sind nicht zu
prifen; diese galt zum Zeitpunkt der zivilgerichtlichen Entscheidungen noch nicht.

I. Mit Erhebung der Verfassungsbeschwerde ist nach Art. 93 Abs. 1 Nr.4a GG, § 13Nr.8a 275
BVerfGG der Rechtsweg zum und die Zusténdigkeit des BVerfG ertffnet.

Il. B ist als natiirliche Person beschwerdeberechtigt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG.

lll. Mit den Entscheidungen der Zivilgerichte liegen Akte der 6ffentlichen Gewalt und
damit taugliche Beschwerdegegenstinde vor.

Hinweis: Anders als in Fall 3 ist die Feststellung des tauglichen Beschwerdegegenstandes
hier unproblematisch. Denn die Entscheidungen deutscher Gerichte kénnen — anders als Ge-
setze — nicht unionsrechtlich verbindlich vorgezeichnet sein.

IV. B misste zudem beschwerdebefugt sein.

1. Dies setzt zunachst voraus, dass B geltend machen kann, durch die Entscheidungen 276
der Zivilgerichte moglicherweise in ihren Grundrechten verletzt zu sein.

a) Grundsatzlich ergibt sich aus Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG, dass die deutschen Gerichte
an die Grundrechte des Grundgesetzes gebunden sind, deren Entscheidungen somit
an nationalen Grundrechten zu messen sind. Dies spricht hier dafiir, die Entscheidun-
gen - wie von B vorgetragen — am allgemeinen Personlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1
i.v.m. Art. 1 Abs. 1 GG zu messen.

b) Die Regelungen des BDSG gehen jedoch auf die europdische Datenschutzrichtlinie 277
zuriick. Deshalb kénnten nach Art. 51 Abs. 1S. 1 Hs. 2 GRCh die Unionsgrundrechte der

GRCh anwendbar sein und die deutschen Grundrechte verdrangen. Allerdings gilt

die GRCh fir die Mitgliedstaaten und ihre Organe ausschlie8lich bei der Durchfiihrung

des Rechts der Union.

aa) Dies ist grundsatzlich nur bei der Umsetzung und dem Vollzug von Unionsrecht
der Fall. Die GRCh kommt deshalb zur Anwendung, wenn

B der nationale Gesetzgeber unionsrechtliche Vorgaben in nationales Recht transfor-
miert (Legislativakt) oder

Beispiel: Umsetzung einer Richtlinie in ein nationales Gesetz

B nationale Behdrden unmittelbar anwendbares Unionsrecht gegeniiber Biirgern des
Mitgliedstaats vollziehen (Administrativakt).265
Beispiel: Verhdngung eines BuBgeldes nach der DS-GVO
Hier haben die deutschen Zivilgerichte jedoch Vorschriften des deutschen BDSG ange-
wendet, was gegen die Durchfiihrung von Unionsrecht spricht.

Uber die genaue Begriffsbestimmung der ,Durchfiihrung des Rechts der Union” besteht Streit zwi-
schen dem Gerichtshof und dem BVerfG (dazu ndher bei Rn. 491).

265 Kingreen in: Calliess/Ruffert, Art. 51 GRCh Rn. 8.
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bb) Dieses enge Verstandnis lieBe jedoch unberiicksichtigt, dass die Vorschriften des
deutschen BDSG auf die unionsrechtlichen Vorgaben der Datenschutzrichtlinie zuriick-
gehen. Diese Vorgaben wirken durch das deutsche Gesetz weiter und beeinflussen auch
die gerichtliche Entscheidung. Das Merkmal ,Durchfiihrung von Unionsrecht” ist des-
halb weiter auszulegen: Ist das anzuwendende nationale Recht durch unionsrechtliche
Vorgaben vollstandig unionsrechtlich determiniert, liegt eine Durchfiihrung von
Unionsrechti.S.d. Art. 51 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GRCh vor mit der Folge, dass die mitgliedstaat-
lichen Akte an den Grundrechten der GRCh zu messen sind. Die Unionsgrundrechte ge-
nieBen dann Anwendungsvorrang vor den deutschen Grundrechten.?% Ob deutsche
oder europaische Grundrechte im konkreten Fall anwendbar sind, hdngt von folgenden
Faktoren ab:

B Gehen die deutschen Vorschriften auf zwingende unionsrechtliche Vorschriften
zurlick, von denen der deutsche Gesetzgeber nicht abweichen durfte, ist der Rechts-
bereich unionsrechtlich determiniert, sodass die GRCh anwendbar ist.

B Gehen die Vorschriften hingegen auf eine autonome Entscheidung des deutschen
Gesetzgebers zuriick oder entspringen sie Gestaltungs- oder Abweichungsspiel-
raumen in unionsrechtlichen Vorgaben, bleiben die Grundrechte des GG anwend-
bar.26’

Klausurhinweis: Stellen Sie sich diesen Priifungspunkt wie eine Weggabelung vor - links
abbiegen fiir die GRCh, rechts abbiegen fiir Grundrechte des GG. In jedem Fall wird der Sach-
verhalt konkrete Hinweise enthalten, die Sie in die Lage versetzen, an diesem Punkt sauber
zu subsumieren.

(1) Soweit die Zivilgerichte ihre Entscheidungen auf die Vorschriften des BDSG gestiitzt
haben, gehen diese auf die Datenschutzrichtlinie zurlick. Die Datenschutzrichtlinie ent-
hélt dabei zwingend umzusetzende Vorgaben fiir das Datenschutzrecht. Sie beschrankt
sich nicht auf eine Mindestharmonisierung, sondern bewirkt eine umfassende Ver-
einheitlichung der nationalen Rechtsvorschriften (iber den Schutz personenbezo-
gener Daten.?%8 Dies spricht zunéchst dafiir, das BDSG als unionsrechtlich vollstandig
determiniert anzusehen.

(2) Da aber nicht die Datenschutzvorschriften in ihrer Gesamtheit, sondern die im kon-
kreten Kontext anzuwendenden Normen maBgeblich sind, konnte sich hier ein Gestal-
tungsspielraum fiir die mitgliedstaatlichen Gesetzgeber aus dem Medienprivileg des
Art. 9 der Datenschutzrichtlinie ergeben. Der Gestaltungsspielraum ist danach aber nur
eroffnet, soweit die jeweilige Datenverarbeitung allein zu journalistischen Zwecken
erfolgt. B wendete sich mitihrer Klage jedoch nicht gegen den N-Rundfunk, sondern ge-
gen den Suchmaschinenbetreiber G. Die Listung von Inhalten durch einen Suchmaschi-
nenbetreiber ist fiir sich selbst genommen keine Datenverarbeitung zu journalistischen
Zwecken.?®® Die von B geltend gemachten Anspriiche betrafen daher den mit zwingen-

266 BVerfG NJW 2021, 1518, 1519 f. Rn. 36 Europdischer Haftbefehl Ill; NVwZ 2021, 1211, 1212 Tierarzneimittel mit Anm.;
RU 2020, 109, 110 Recht auf Vergessen |.

267 Vgl. dazu BVerfG RU 2020, 109 Recht auf Vergessen |.
268 BVerfG NJW 2020, 314, 316 Rn. 39 Recht auf Vergessen II; EuGH GRUR 2019, 934, 936 Rn. 35 ff. Funke Medien NRW.
269 BVerfG NJW 2020, 314, 316 Rn. 36 Recht auf Vergessen II; EuGH NJW 2257, 2263 Rn. 85 Google Spain.



Vorabentscheidungsverfahren

= Eine Unvollstandigkeit der Rspr. liegt vor, wenn das nationale Gericht willkirlich das Vorliegen ei-
nes ,acte clair” oder ,acte éclairé” bejaht, ohne sich hinsichtlich des Unionsrechts hinreichend kun-
dig zu machen und etwaige einschligige Rspr. des Gerichtshofs auszuwerten.578

Da sich das BVerfG auch als vorlagepflichtiges Gericht i.S.d. Art. 267 Abs. 3 AEUV ansieht (s.o. Rn. 588)
ergibt sich ein Folgeproblem: Sieht das BVerfG von einer Vorlage an den Gerichtshof ab, obwohl die
Ausnahmen von der Vorlagepflicht nicht vorliegen, versto3t das BVerfG selbst gegen Art. 101 Abs. 1S. 2
GG. Diese Verfassungsverletzung ist gleichwohl nicht justiziabel, da Urteile des BVerfG kein Akt der 6f-
fentlichen Gewalt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG und damit kein tauglicher Gegenstand einer Verfassungs-
beschwerde sind.®”° Abhilfe kann nur ein Verfahren nach Art. 258, 259 AEUV schaffen, da die Verletzung
der Vorlagepflicht aus Art. 267 Abs. 3 AEUV eine justiziable Vertragsverletzung darstellt.58°

B. Vorlageentscheidung des Gerichtshofs
Der Inhalt der Entscheidung hangt von der Art der Vorlagefrage ab.

m Sofern eine Auslegungsfrage gestellt wird, ist die Auslegung des verfahrensgegen-
standlichen Primar-, Sekundar- oder sonstigen Unionsrechts zu bestimmen und dar-
Uber eine konkrete Antwort auf die gestellte Frage zu formulieren.

m Sofern eine Giiltigkeitsfrage gestellt wird, ist die formelle und materielle Unions-
rechtmaBigkeit des verfahrensgegenstandlichen Rechts oder Akts zu priifen.

Klausurhinweis: Da es sich bei dem Vorabentscheidungsverfahren nicht um ein Klagever-
fahren im eigentlichen Sinne handelt, gibt es keine Begriindetheit. Sie sollten den Priifungs-
punkt deshalb mit ,Vorlageentscheidung” liberschreiben.

C. Wirkungen der Entscheidung

Die Vorabentscheidung ist fiir das Gericht des Ausgangsverfahrens und alle mit der
gleichen Rechtssache befassten Gerichte bindend. Kommt der Gerichtshof im Rahmen
einer Giiltigkeitspriifung zu dem Ergebnis, der abgeleitete Rechtsakt sei unionsrechts-
widrig und daher ungiiltig, stellt das flir jedes Gericht einen ausreichenden Grund dar,
diesen ebenfalls als unglltig anzusehen (faktische erga-omnes-Wirkung). Im Falle einer
Giiltigkeitserklarung sowie bei einem Auslegungsurteil beschrankt sich die Bin-
dungswirkung im Interesse einer Innovation der Rspr. darauf, dass bei einer geplanten
Abweichung von der Rspr. des Unionsrichters eine Vorlage geboten ist.?®

Nach der Rspr. des BVerfG entfalten die Entscheidungen des Gerichtshofs im Vorabent-
scheidungsverfahren ausnahmsweise keine Bindungswirkung, wenn sie selbst als ul-
tra-vires-Akt einzuordnen sind. Die Rechtsprechungskompetenz des Gerichtshofs aus
Art. 19 Abs. 1S. 2 EUV sieht das BVerfG als tiberschritten an, wenn die Entscheidung des
Gerichtshofs auf einer offenkundigen AuBBerachtlassung der im europdischen Rechts-
raum iiberkommenen Auslegungsmethoden oder allgemeiner, den Rechtsordnun-
gen der Mitgliedstaaten gemeinsamer Rechtsgrundsitze griindet (s.0. Rn. 299).582

678 BVerfG NJW-RR 2021,617,619; NJW 2018, 686, 687.

679 BVerfGE 1, 89, 90 f. st. Rspr.; kritisch Bethge in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, § 90 BVerfGG Rn. 243.

680 Vgl. EuGH EuZW 2018, 1038 Kommission/Frankreich, m. Anm. Payandeh JuS 2019, 82; Hering EuR 2020, 112.
681 StreinzRn.716.

682 BVerfG RU 2020, 444, 449 Rn. 112 PSPP — mit RU-Video 07/2020 unter t1p.de/olne.
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Stichwortverzeichnis

Die Zahlen verweisen auf die Randnummern.

Adaquanztheorie 601,608  Beurteilungsspielraum 507
Adressatspezifische Beschlisse ............... 255,564  Binnenmarkt 352
Agenturen 313 Brexit 16
Allgemeine Rechtsgrundsatze ... 486
Allgemeines Beschrankungsverbot ...369  Cassis-de-Dijon-Entscheidung .........coccovecuunecee. 390
Amts- und VollZugshilfe ........oeneecenneceinnennns 321 Charta der Grundrechte der Europdischen
Amtshaftungsanspruch 597 Union 13
Amtshaftungsklage .....comereernnneesnnees 596, 602
Zuldssigkeit 603  Dassonville-Formel 368
Amtssprache 39  Delegierte Rechtsakte 243,572
Angemessenheit 508  Demokratiedefizit 44
Angonese-Entscheidung .......coeneeecnecernecenenes 422  Dienstleistung 460, 464
Anhorungsverfahren 240  Dienstleistungsfreiheit 460
Anwendungsvorrang des Unionsrechts .......... 260 Abgrenzung 464
Aquivalenzgrundsatz ... 319,451,614 aktive 466
Arbeitnehmer 401 auslandsbedingte Dienstleistung .......cc........ 466
Arbeitnehmerfreizigigkeit .......coveerernereesernens 399 Begleitrechte 467
Abgrenzung Bereichsausnahme 469
Anwendbarkeit Beschrankung 470
Arbeitgeber Dienstleistung 464
Bereichsausnahme ..... Diskriminierung 470
Diskriminierungsverbot grenziiberschreitender Bezug .........coeeceeermeeeeee 466
Familienangehorige Korrespondenzdienstleistung ...
Gleichbehandlungsanspruch ... 406 passive 466
Grundrechte personlicher Schutzbereich ....ovrneevecres 468
Inlanderdiskriminierung Rechtfertigung 471
personlicher Schutzbereich Rechtfertigung zugunsten kollidierender
Rechtfertigung Grundrechte 473
sachlicher Schutzbereich ......occmneceerinnnnes 405 sachlicher Schutzbereich ......occeerisnnnces 464
unmittelbare DrittWirkung .........cc.eeeceeseeveenne 420 Schutz der 6ffentlichen Ordnung .................. 479
zwingende Griinde des Allgemein- Subsidiaritat 461
interesses VerhaltnismaBigkeit 482
Auslandsbedingte Dienstleistung zwingende Griinde des Allgemein-
Ausschlie3liche Unionskompetenz interesses 472
Ausschuss der Regionen ... Dienstleistungsrichtlinie ... 463
Austritt aus der Europdischen Union ... Diskriminierung
Voraussetzungen mittelbare 342
Austibung hoheitlicher Befugnisse .........cou.... offene 341
Austibung offentlicher Gewalt .......ccccoveveernecenes unmittelbare 341
versteckte 342
Bananenmarktbeschluss ... 269  Diskriminierungsverbot .........oenneenes 337,354
Beihilfe 129 allgemein 338
Beitritt zur Europdischen Union .........oeeenneeee 146 Sachverhalt mit Unionsrechtsbezug.............. 339
Beitrittsverfahren 150 Subsidiaritat 340
Voraussetzungen 147  Doppelhutlésung 121
Bekanntgabe 256  Durchfihrungsrechtsakte .........ecenneees 247
Beschluss 207
adressatenloser 211 Effektivitatsgrundsatz .......cmrreconeneesnnns 451,614
adressatspezifisch 208  effet utile 186, 194, 342
Bekanntgabe 256  Effizienzgrundsatz 319
Besonderes Gesetzgebungsverfahren ............ 239 Eingriff durch Unterlassen ........cisnnnn. 369
Beschrankung durch Unterlassen...........uuu... 369  Einheitliche Europdische Akte .......ccoeeenneenneeennae 11

Stichworte
.|

195



Stichworte

196

Empfehlung 212
EMRK 494,526
Erfolgswert 44
ESM 561
EuGH-Verfahrensordnung .........oneececsnnnens 532
EU-Gipfel 75
EU-Grundrechtecharta ......ocennecccrrunnn. 480, 486
Europaische Atomgemeinschaft ........cccourvvenne 9,15

Europaische Gemeinschaft fir Kohle

und Stahl
Europdische Wirtschaftsgemeinschaft
Europdische Zentralbank..........coceeeenecernecens

Direktorium
Rat
Sitz
Zusammensetzung
Europaischer Gerichtshof fir Menschen-
rechte 494
Europdischer Rat
Aufgaben 81
AuBen- und Sicherheitspolitik ........cccoocuernreeees 83
Beschlussfassung 85
indirektes INitiativreCht.......occeeceerneerrrneceeenees 81
Konsensverfahren 85
politische Revisionsinstanz .........cocccoveeneecen. 145
Prasident 79
Sitz 76
Vorschlagsrecht 105
Zusammensetzung 77
Europdischer Stabilitdtsmechanismus .............. 561
Europadisches Parlament
Aufgaben
Auflésungsmoglichkeit
Geschéftsordnung
Haushalt

Initiativrecht
Klagerechte

Kreationsfunktion
Legislaturperiode

Sitz 42
Sitzverteilung 43
Sperrklausel 49
Untersuchungsausschuss ......eeeeeeceesenees 72
Wahlrecht 47
Wahlrechtsgrundsatze .......eeoneeecnecesnecens 48
Wahlsystem 49
Europarat 526
Europarecht 1
im engeren Sinne 2
im weiteren Sinne 2
Europawahlgesetz 46

Ewigkeitsgarantie 285

Fachgericht fiir den 6ffentlichen Dienst ......... 539
Fachgerichte 538
Finanzgeschéfte 484

Geteilte Unionskompetenz
Gleichheit der Wahl
Grenzgangersituation
Grundfreiheiten

Grundrechte
Grundrechtecharta

Finanzkrise 565
Francovich 206
Freizligigkeit 328
Freizligigkeitsrichtlinie .......ocoveceeeevnecenecns 329,403
Gebhard-Formel 454
Geltungsvorrang 260
Gemeinsame AuB3en- und
Sicherheitspolitik 30
Generalanwilte 534
Gericht 536
Generalanwaélte 537
Richter 536
Zustandigkeit 540
Gerichtshof 533
Generalanwaélte 534
Kanzler 535
Zustandigkeit 540
Gerichtshof der Europaischen Union ............... 530
Fachgerichte 538
Gericht 536
Gerichtshof 533
Rechtswegerdffnung 540
Sitz 531
Gesetzesvorbehalt 500
Gesetzgeber 63,93
Gesetzgebungsakte 572
Gesetzgebungsverfahren ..o 214
Abschlussverfahren 249
Anhdrungsverfahren 240
Begriindung 250
Bekanntgabe 256
besonderes 239
Initiativrecht 227
Lesungen 233
mittelbares Initiativrecht ... 228

ordentliches
Stellungnahme

Unterzeichnung
Vermittlungsausschuss
Veroffentlichung
Zustimmungsverfahren

Diskriminierungsverbot
HarmonisierungsmafRnahme
offene Diskriminierung .........coeeereesssseens
Prifungsaufbau
versteckte Diskriminierung ........oceeeens.

Adressaten
Anwendbarkeit
Eingriff




Einschrankungsmaglichkeit ....500
Entstehungsgeschichte ... 486
horizontale Wirkung 491
Jedermannrechte 497
Prifungsaufbau 492
Rechtfertigung 499

Schranken-Schranken ........ceceeneceesneeseonne
Schutzbereich
VerhaltnismaBigkeit
Wesensgehaltsgarantie
Grundrechtsberechtigung ...
Grundsatz der degressiven

Proportionalitat 43
Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit ..........oeee... 503
Gubernative 102
Glltigkeitsprifung 593
Haftung der Union 596
Handel mit landwirtschaftlichen

Erzeugnissen 360
HarmonisierungsmafRnahmen ... 361

Harmonisierungsverbot ........... 224
Herren der Vertrdge 23
Hinreichend qualifizierte Verletzung ............. 600
Hoheitsgebiet 21
Hoher Vertreter der Au3en- und
SicherheitspolitiK........coooerreenerennns 30,78, 80, 121
Aufgaben und Funktionen ..........comeeennens 124
Ernennung 122
Haterin der Vertrage 547
Hiterin des UnionsSrechts ........ceecereneceennees 134
Identitatskontrolle 285,300
Immaterielle Schaden 601

implied-powers-Theorie

Informationsaustausch 322
Initiativmonopol 133
Inkompatibilitat 79
Inlanderdiskrimini€rung ......cecsneecesnecsinenns 436
Institutionelles Gleichgewichts der Organe ......37
Integrationsgrenzen 285
Integrationshebel 258
Jumbo-Rat 90
Kadi-Rechtsprechung 34
Kapitalverkehrsfreiheit 484
Beschrankungsverbot ........ccirneccinns 484
Keck-Urteil 370
Klagegriinde 569 ff.
Ermessensmissbrauch ......crsnnncees 573
Unzusténdigkeit 570
Verletzung der Vertrage .....ccneceonecennns 572
Verletzung wesentlicher Form-
vorschriften 571
Kohérenzgebot 33

Kommission
Abberufung 113
Amtsenthebung 113
Amtszeit 112
Aufgaben 127
AuBenvertretung 136
Beschlussfassung 137
Ernennungsvoraussetzungen .........ceeene.. 105
Exekutivfunktion 128
Folgen friihzeitigen Ausscheidens ................ 114
Initiativrecht 133
Kollegialitatsprinzip 117
Misstrauensvotum 113
Prasident 69,115
Prinzip der gleichberechtigten Rotation.....104
Ruicktritt eines Kommissars ........oowceneceenees 113
Sitz
Unabhéngigkeit
Vizeprasident
Wéchterfunktion

Wahl der Kommissare
Wahl des Prasidenten ...

Zusammensetzung 104
Kompetenz-Kompetenz 286
Konfusionsargument 439
Kontingentierung 366
Konvergenz der Grundfreiheiten .......cccceveeee. 356
Kopenhagener Kriterien .........nccnnecennees 149
Korrespondenzdienstleistung .........ccoeeeesnneens 466
Korrespondenzdienstleistungsfreiheit ............ 475

Laserdrome
Letztentscheidungskompetenz
Lex-posterior-Formel

Maastricht-Entscheidung ......ccooeeeneenneennceens 268
Marktzugang 370
Medienprivileg 280
Menschenwiirde 480
Ministerrat 88
Mitgliedschaft qua Amt 77

Motor der Integration

Nachschieben von Griinden
Nichtigkeitsklage
Begriindetheit
Form
Klagebefugnis
Klagefrist
Klagegegenstand
Klagegriinde
Parteifahigkeit
privilegiert Klageberechtigte ..........ccccouuvuveeuunne 561
teilprivilegiert Klageberechtigte ........ccouwvuune. 561
Zul@ssigkeit
Zustandigkeit

Stichworte
.|

197



Stichworte
.|

198

Niederlassungsfreiheit .........cooeecemreeeerseeennns 429, 465
Abgrenzung 431
Anwendbarkeit 430
Bereichsausnahme 452
Beschrankung 454
Diskriminierung 453
grenziiberschreitender Bezug ........cccceunueees 436

juristische Personen
Niederlassung
personlicher Schutzbereich
primédre Niederlassung .......
sekundare Niederlassung
Sitzverlegung
Umwandlung 451
unmittelbare Drittwirkung ........cccooeeeeennecernnecs 455
Notifizierungsverfahren
numerus clausus der Unionsorgane

Objektives Beanstandungsverfahren ...... 545, 555
Ordentliches Gesetzgebungsverfahren ....63, 226

Organe der Union 35
Organkompetenz 35,215
Organstreit 555
Parlamentsprasident 68
Petitionen 350
Pkw-Maut 337
Praktische Konkordanz 428
Prasident der KOmmission ..........ccecrccencens 115
Abberufung 120
Leitlinienkompetenz 116
Organisationskompetenz .......ccceneenneeue 118
Prasident des Europaischen Rates
Aufgaben 80
Primares Unionsrecht 167
Primarrecht 4
unmittelbare Anwendbarkeit .........cccovecerunnece 175
unmittelbare GEltUNG ....c.ovveeeeeeevennecrirserrines 174
Prinzip der begrenzten Einzel-
ermachtigung ... 215, 286, 540
Privilegiert Klageberechtigte ........cccoeeevecerneeunns 561
Produktbezogene Regelung ......cccoeecneeeennecunnee 370
Prozessrecht 529
Rat 86 ff.
Beschlussfassung 98

demokratische Legitimation
Hauptrechtsetzungsorgan
Initiativrecht
Sitz
Sperrminoritat
Ratsprasidentschaft

Rechnungshof 143
Aufgabe 144
Sitz 143

Recht auf Gleichbehandlung ............cooncvvruuunne. 331

Recht auf Vergessen 283
Rechtsakt mit Verordnungscharakter ............. 566
Rechtsklarheit 186
Rechtsnatur 18 ff.

der Union 19

des Unionsrechts 27
Rechtsnormvorbehalt 187
Rechtspersonlichkeit 19
Rechtsschutzbedirfnis 548
Rechtssicherheit 186
Reinheitsgebot 364, 388
Reservekompetenz des BVerfG .........couwve 268f.
Revokationsrecht 246
Richtlinie 183

Adressaten 185

Frustrationsverbot 189

horizontale Direktwirkung ........ccoeeveeee. 195,204

inhaltliche Umsetzung
Uberschielende Umsetzung ...
Umsetzungsfehler
Umsetzungsfrist
Umsetzungspflicht
unmittelbare Wirkung

vertikale Direktwirkung
Voraussetzungen der unmittelbaren

Wirkung 196
Richtlinienkompetenz 102
Richtlinienkonforme Auslegung ................ 197,305
Schranken-Schranken 503
Schutznormtheorie 606
Sekundares Unionsrecht .........eeennecenenne 167
Sekundarrecht 4

Richtlinie 183

unmittelbare Anwendbarkeit ........ccouvunnc. 180

Verordnung 181

Wahlfreiheit der Organe ........coecvnecercrserennne 179

Wirkung 180
Sonderregeln flr Auslander .........ocecnneceenne 477
Sozialleistungen 331
Spill-over-Effekt 9
Staat 20
Staatenklage 541,544
Staatenverbund 25
Staatsangehorigkeitsband ........occoveevneivnecennece 413
Staatshaftung

unionsrechtliche 596
Stellungnahme 212
Subsidiaritatsprinzip 221
Subventionen 129
sunset clause 162

Technische Informationssysteme
Teilprivilegierte Klageberechtigte
Tertidres Unionsrecht ......cceneeenneceineees

Troika 92




ultra-vires-Akt 294
ultra-vires-Kontrolle 285
Umsetzungsausfall 197
Umsetzungsdefizit 197
Unionsblrger 22
Kommunalwahlrecht ........cnecnneeeesneceenne 350
Unionsburgerrechte 497
Wirkungsbereich 327
Unionsburgerschaft 325
Unionskompetenz 215 ff.
ausschlieBliche 216
geteilte 219
konkurrierende 219
parallele 223
Unionsrecht 166 ff.
primares 167 f.
sekundares 167,177
Unionsrechtliche Staatshaftung ... 604

611
..612
605

Fehlverhalten des Gesetzgebers ...
Fehlverhalten nationaler Gerichte .......
Voraussetzungen
Unionsrechtskonforme Auslegung .....
Ununterbrochene Legitimationskette

Verbandskompetenz 215

Verbraucherschutz 392

Verbringungsverbot 366

VerhaltnismaBigkeit 395 f.
Erforderlichkeit 398
Geeignetheit 397
legitimes Ziel 396

VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz .........cooe.ecomreeenn. 503

Verkaufsmodalitdten

Vermdgensschaden

Verordnung

Verschleierte Beschrankung
Vertikale Direktwirkung .
Vertrag Uber die Europdische Union ........cccu.... 12

Vertragliche Haftung 596
Vertragsanderungen 82
Vertragsverletzungsverfahren..........cvconneeenn. 541
begriindete Stellungnahme ........ccccoecveeeunneee. 546
Begriindetheit 553
einstufiges 554
erstes Mahnschreiben ......vcernnecennneees 545
Folgen 554
Klagegegenstand 548
Verwirkung des Klagerechts ... 551
Verwirkung 551
Volkerrecht 1,27
Volkerrechtlicher VErtrag .......eeecesseeennens 31
Abschluss 31

Volkerrechtssubjekt 28
Vollzug des Unionsrechts .......cecnneceenne 306 ff.
direkter Vollzug 308
Einheitlichkeit 319
indirekter Vollzug 315
kooperative Verwaltungsverfahren .............. 324
mittelbar indirekter Vollzug ... 320
Regelfall 307
unmittelbarer indirekter Vollzug ........cceeceue. 316

Verfahrensautonomie ................
Verwaltungskooperationen ...
Verwaltungsorganisation
Verwaltungsverfahren
Vollzugsermachtigung
Vorabentscheidungsverfahren ........ccccovecenneeee
Gericht
Vorlagefrage
Vorlagepflicht
Zustandigkeit

Waéchterfunktion 553
Wahlrechtsgleichheit 44
Wahlrechtsgrundsatze ........cceenneennsen 44,48
Wahrungspolitik 141
Warenverkehrsfreiheit ........onneccrennns 359,464
ausdrtickliche Rechtfertigungsgriinde ........ 375
Ausfuhrbeschrankungen ........cnceseneeenns 374
Cassis-de-Dijon-Entscheidung ........cccccoeuevuneee 390
Dassonville-Formel 368
Keck-Urteil 370
Marktzugang 370
MaBnahmen gleicher Wirkung .......cooeeveerenee 367

mengenmaBige Einfuhrbeschrankung ....... 366
personlicher Schutzbereich ...
sachlicher Schutzbereich
Schutzpflichten
ungeschriebener Rechtfertigungsgrund ...
Ware
zwingende Erfordernisse .......cnecenne
Wegzugsfreiheit
Wesensgehalt der Grundrechte ......ccccoveevneennne
Wesensgehaltsgarantie
Wesentlichkeitstheorie
Willkurliche Diskriminierung .......
Wirtschafts- und Sozialausschuss

Zahlungsverkehrsfreiheit .........oenecessnecennes 485
Zéhlwert 44
Zersplitterung des Parlaments ........ccoeccvecevecennece 54
Zollunion 359
Zustimmungsverfahren 241
Zwingende Erfordernisse ........esesnsenns 390

Stichworte
.|

199



	1. Teil: Einführung in das Europarecht
	1. Abschnitt: Examensrelevanz und Begriffsbestimmung
	2. Abschnitt: Historie der Europäischen Union
	A. Gründung und Expansion der Europäischen Union
	I. Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)
	II. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Europäische Atomgemeinschaft (EAG)
	III. Fusionsvertrag und Einheitliche Europäische Akte
	IV. Europäische Union
	V. Reformverträge
	VI. Europäischer Verfassungsvertrag
	VII. Vertrag von Lissabon

	B. Entwicklung der Europäischen Union


	2. Teil: Organisationsrecht
	1. Abschnitt: Rechtsnatur und Stellung der Union
	A. Rechtsnatur der Union
	I. Bestimmung der EU-Verträge
	II. Staatsqualität der Europäischen Union
	1. Staatsgebiet
	2. Staatsvolk
	3. Staatsgewalt

	III. Sonstige völker- oder staatsrechtliche Kooperationsmodelle
	IV. Die EU als „Staatenverbund“

	B. Die Rechtsnatur des Unionsrechts
	C. Die Union und das Völkerrecht
	I. Grundlagen der völkerrechtlichen Aktivitäten
	II. Wirkung und Rang eines völkerrechtlichen Vertrages
	III. Rechtsschutz


	2. Abschnitt: Organe der Union
	A. Das Europäische Parlament
	I. Sitz
	II. Zusammensetzung und Wahlen
	1. Sitzverteilung und Legislaturperiode
	2. Wahlen zum Europäischen Parlament
	a) Aktives und passives Wahlrecht
	b) Wahlrechtsgrundsätze
	c) Wahlsystem


	III. Aufgaben
	1. Gesetzgeber
	2. Haushalt
	3. Kreationsfunktion
	4. Kontrollfunktion

	IV. Beschlussfassung des Europäischen Parlaments

	B. Der Europäische Rat
	I. Sitz
	II. Zusammensetzung
	III. Der Präsident des Europäischen Rates
	IV. Aufgaben
	V. Beschlussfassung

	C. Der Rat
	I. Sitz
	II. Zusammensetzung und Stellung der Mitglieder
	1. „Ministerrat“
	2. Stellung der Regierungsvertreter im Rat
	3. Ratspräsidentschaft

	III. Aufgaben
	IV. Beschlussfassung

	D. Die Europäische Kommission
	I. Sitz
	II. Zusammensetzung
	1. Anzahl der Kommissare
	2. Ernennung
	3. Status der Kommissare
	4. Amtszeit
	a) Vorzeitiges Ende der Amtszeit
	b) Folgen des frühzeitigen Ausscheidens


	III. Präsident der Kommission
	IV. Hoher Vertreter für die Außen- und Sicherheitspolitik
	1. Ernennung und Amtszeit
	2. Aufgaben und Funktionen

	V. Aufgaben der Kommission
	1. Exekutivfunktion
	2. Initiativfunktion
	3. Wächterfunktion
	4. Sonstige Aufgaben

	VI. Beschlussfassung

	E. Die Europäische Zentralbank
	F. Der Rechnungshof

	3. Abschnitt: Beitritt zur und Austritt aus der Europäischen Union
	A. Beitritt
	I. Beitrittsvoraussetzungen
	1. Europäischer Staat
	2. Kopenhagener Kriterien

	II. Beitrittsverfahren
	1. Einleitung
	2. Verhandlung
	3. Abschluss

	III. Wirkungen des Beitritts

	B. Austritt
	I. Austrittsvoraussetzungen
	II. Austrittsverfahren
	1. Mitteilung der Austrittsabsicht
	2. Austrittsverhandlungen

	III. Austrittsfolgen



	3. Teil: Materielles Unionsrecht
	1. Abschnitt: Rechtsquellen des Unionsrechts
	A. Primäres Unionsrecht
	I. Bestandteile
	II. Unmittelbare Geltung und unmittelbare Anwendbarkeit
	1. Unmittelbare Geltung
	2. Unmittelbare Anwendbarkeit

	III. Änderung des Primärrechts

	B. Sekundäres Unionsrecht
	I. Allgemeines
	1. Bedeutung des Art. 288 AEUV
	2. Wahlfreiheit
	3. Wirkung des sekundären Unionsrechts

	II. Verordnungen
	III. Richtlinien
	1. Umsetzung der Richtlinie
	a) Adressaten
	b) Form der Umsetzung
	c) Inhaltliche Umsetzung
	d) Umsetzungsfrist und Umsetzungspflicht

	2. Unmittelbare Wirkung von Richtlinien
	a) Vertikale unmittelbare Wirkung
	b) Vertikale Direktwirkung zum Nachteil des Bürgers
	c) Horizontale unmittelbare Wirkung

	3. Exkurs: Unionsrechtlicher Staatshaftungsanspruch

	IV. Beschluss
	1. Adressatenspezifischer Beschluss
	2. Adressatenloser Beschluss

	V. Empfehlung und Stellungnahme

	C. Tertiäres Unionsrecht

	2. Abschnitt: Rechtsetzungsverfahren der Union
	A. Die Rechtsetzungskompetenz der Union
	I. Ausschließliche Unionskompetenz
	II. Geteilte Unionskompetenz
	III. Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen
	IV. Implied powers

	B. Ordentliches Gesetzgebungsverfahren
	I. Initiativrecht
	II. Verfahren
	1. Zuleitung und Stellungnahmen
	2. Lesungen
	3. Informeller Trilog


	C. Besondere Gesetzgebungsverfahren
	I. Anhörungsverfahren
	II. Zustimmungsverfahren

	D. Sonstige Rechtsetzungsverfahren
	I. Delegierte Rechtsakte
	II. Durchführungsakte

	E. Abschlussverfahren
	I. Begründung des Rechtsaktes
	II. Unterzeichnung
	III. Veröffentlichung oder Bekanntgabe


	3. Abschnitt: Verhältnis zum mitgliedstaatlichen Recht
	A. Besonderes Völkerrecht
	B. Grundsätzlicher Vorrang des Unionsrechts
	I. Herleitung des Vorrangs
	II. Anwendungs- statt Geltungsvorrang

	C. Absoluter oder relativer Anwendungsvorrang
	I. Gerichtshof: absoluter Anwendungsvorrang
	II. BVerfG: relativer Anwendungsvorrang
	1. BVerfG: von „Solange“ zum „Recht auf Vergessen“
	a) Solange I
	b) Solange II
	c) Weiterentwicklung zum Kooperationsverhältnis
	aa) Maastricht-Entscheidung
	bb) Bananenmarktbeschluss
	cc) Auswirkungen der GRCh
	dd) Tabakrichtlinie und Recht auf Vergessen


	2. Weitere Ausnahmen vom Anwendungsvorrang
	a) Ultra-vires-Kontrolle
	aa) Maßstäbe für die Einordnung als ausbrechender Rechtsakt
	bb) Kooperationsverhältnis mit dem Gerichtshof

	b) Identitätskontrolle
	aa) Voraussetzungen der Identitätskontrolle
	bb) Kooperationsverhältnis mit dem Gerichtshof



	III. Konsequenz: unionsrechtskonforme Auslegung


	4. Abschnitt: Vollzug des Unionsrechts
	A. Direkter Vollzug
	I. Vollzugsermächtigungen
	II. Verwaltungsorganisation
	III. Verwaltungsverfahren

	B. Indirekter Vollzug
	I. Unmittelbarer indirekter Vollzug
	1. Vollzugsermächtigung
	2. Verwaltungsverfahren

	II. Mittelbarer indirekter Vollzug

	C. Verwaltungskooperationen

	5. Abschnitt: Unionsbürgerschaft
	A. Freizügigkeit
	I. Anwendbarkeit
	II. Schutzbereich
	1. Sachlicher Schutzbereich
	2. Persönlicher Schutzbereich

	III. Beschränkung
	IV. Rechtfertigung

	B. Diskriminierungsverbote
	C. Weitere Rechte der Unionsbürger

	6. Abschnitt: Grundfreiheiten
	A. Grundlagen
	I. Bedeutung der Grundfreiheiten
	II. Abgrenzung zu den EU-Grundrechten
	III. Konvergenz der Grundfreiheiten

	B. Warenverkehrsfreiheit
	I. Anwendbarkeit
	II. Schutzbereich
	1. Sachlicher Schutzbereich: EU-Ware
	2. Persönlicher Schutzbereich

	III. Mengenmäßige Beschränkung und Maßnahme gleicher Wirkung
	1. Einfuhrbeschränkungen
	2. Ausfuhrbeschränkungen

	IV. Rechtfertigung
	1. Geschriebene Rechtfertigungsgründe
	2. Ungeschriebene Rechtfertigungsgründe


	C. Arbeitnehmerfreizügigkeit
	I. Anwendbarkeit
	II. Schutzbereich
	1. Persönlicher Schutzbereich
	2. Sachlicher Schutzbereich
	3. Bereichsausnahme, Art. 45 Abs. 4 AEUV

	III. Diskriminierung oder sonstige Beschränkung
	IV. Rechtfertigung
	V. Unmittelbare Drittwirkung und ungeschriebene Rechtfertigung
	VI. Rechtfertigung zum Schutz der Grundrechte

	D. Niederlassungsfreiheit
	I. Anwendbarkeit
	II. Schutzbereich
	1. Sachlicher Schutzbereich
	a) Begriff der Niederlassung
	b) Primäre oder sekundäre Niederlassungsfreiheit
	c) Abgrenzung zur Kapitalverkehrsfreiheit

	2. Persönlicher Schutzbereich
	a) Natürliche Personen
	b) Juristische Personen

	3. Bereichsausnahme

	III. Diskriminierung oder Beschränkung
	1. Begriffsbestimmung für die Niederlassungsfreiheit
	2. Adressaten der Niederlassungsfreiheit

	IV. Rechtfertigung
	1. Geschriebener Rechtfertigungsgrund, Art. 52 Abs. 1 AEUV
	2. Rechtfertigung durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses
	3. Rechtfertigung aus Grundrechten


	E. Dienstleistungsfreiheit
	I. Anwendbarkeit
	1. Keine generelle Subsidiarität
	2. Verkehr
	3. Vorrangiges Sekundärrecht

	II. Schutzbereich
	1. Sachlicher Schutzbereich
	a) Dienstleistungsbegriff
	b) Grenzüberschreitender Bezug

	2. Persönlicher Schutzbereich
	3. Bereichsausnahme

	III. Diskriminierung oder Beschränkung
	IV. Rechtfertigung

	F. Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit

	7. Abschnitt: EU-Grundrechte
	A. Grundlagen
	I. Entstehungsgeschichte
	II. Grundrechtsbindung
	1. Bindung der Union und ihrer Organe
	2. Bindung der Mitgliedstaaten
	3. Grundrechtsbindung von Privatpersonen


	B. Prüfungsaufbau
	I. Schutzbereich
	1. Sachlicher Schutzbereich und seine Auslegung
	2. Grundrechtsfähigkeit und persönliche Einschränkungen

	II. Eingriff
	III. Rechtfertigung
	1. Einschränkungsmöglichkeit: Gesetzesvorbehalt
	2. Schranken-Schranken
	a) Wesensgehaltsgarantie
	b) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit



	C. Beispielhafte Grundrechtsprüfung: Freiheitsrechte
	D. Beispielhafte Grundrechtsprüfung: Gleichheitsrechte

	8. Abschnitt: EMRK

	4. Teil: Prozessrecht
	1. Abschnitt: Grundlagen
	A. Gerichtshof der Europäischen Union als Organ
	I. Gerichtshof
	II. Gericht
	III. Fachgerichte

	B. Verfahren vor dem EuGH im Überblick

	2. Abschnitt: Vertragsverletzungsverfahren
	A. Zulässigkeit
	B. Begründetheit
	C. Folgen der Entscheidung

	3. Abschnitt: Nichtigkeitsklage
	A. Zulässigkeit
	I. Zuständigkeit
	II. Aktive Parteifähigkeit
	III. Klagegegenstand
	IV. Passive Parteifähigkeit
	V. Klagebefugnis
	VI. Klagefrist
	VII. Form

	B. Begründetheit
	C. Wirkungen der Entscheidung

	4. Abschnitt: Vorabentscheidungsverfahren
	A. Zulässigkeit
	I. Zuständigkeit
	II. Vorlageberechtigung
	III. Zulässige Vorlagefrage
	1. Ausreichender Bezug zum Unionsrecht
	2. Abstrakte, aber nicht nur hypothetische Frage
	3. Auslegungs- oder Gültigkeitsfrage

	IV. Entscheidungserheblichkeit
	V. Vorlagepflicht, Art. 267 Abs. 3 AEUV
	1. Voraussetzungen der Vorlagepflicht
	2. Ausnahmen von der Vorlagepflicht
	3. Folgen der Verletzung der Vorlagepflicht
	a) Unionsrechtliche Konsequenzen
	b) Verfassungsrechtliche Konsequenzen



	B. Vorlageentscheidung des Gerichtshofs
	C. Wirkungen der Entscheidung


	5. Teil: Haftung für unionsrechtswidriges Verhalten
	1. Abschnitt: Haftung für Organe und Bedienstete der Union
	A. Voraussetzungen des unionsrechtlichen Amtshaftungsanspruchs
	I. Handeln des Organs oder der Bediensteten der Union
	II. Rechtswidrigkeit
	III. Umfang des Schadensersatzes

	B. Amtshaftungsklage

	2. Abschnitt: Ungeschriebene unionsrechtliche Staatshaftung
	A. Eigenständiges Haftungsinstitut
	B. Haftungsvoraussetzungen
	I. Fallgruppen
	II. Ausgestaltung des Anspruchs






